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I. Amtlicher Teil

Bildung

Rundschreiben 11/18

Vom 21. August 2018
Gz.: 32.25-50231

Netzwerk Grund- und Förderschulen

1 Allgemeines

 Die Steuerung der Qualitätsentwicklung der Schulen 
ist Aufgabe der unteren Schulaufsicht. Das Netzwerk 
Grund- und Förderschulen ist gemäß § 3 Grundschul-
verordnung die gemeinsame Arbeits- und Kooperations-
plattform der Schulen sowie der obersten Schulbehörde 
und der unteren Schulbehörden im Land Brandenburg 
zur Entwicklung der Qualität von Schule und Unterricht 
durch die Umsetzung von bildungspolitischen, regiona-
len und schulischen Schwerpunktsetzungen. Für seine 
Tätigkeit gelten die nachstehenden Bestimmungen.

2 Organisatorische Struktur

2.1 Leitung des Netzwerks Grund- und Förderschulen

 Die landesweite Leitung des Netzwerks Grund- und För-
derschulen erfolgt durch das für Schule zuständige Mi-
nisterium. In den Dienstberatungen mit den Schulrätin-
nen und Schulräten Grund- und Förderschulen (Plenum) 
und  zwei zusätzlichen Fachplenen werden die netzwerk-
relevanten Inhalte bearbeitet. An den Fachplenen nehmen 
alle Schulrätinnen und Schulräte für den Schulaufsichtsbe-
reich Grund- und Förderschulen sowie die Netzwerkmo-
deratorinnen und Netzwerkmoderatoren und am zweiten 
Fachplenum zusätzlich die lokalen Netzwerkleiterinnen 
und Netzwerkleiter teil.

2.2 Regionale Netzwerkgremien

 In jedem staatlichen Schulamt besteht ein regionales 
Netzwerkgremium Grund- und Förderschulen aus den 
Schulrätinnen und Schulräten für den Schulaufsichts-
bereich Grund- und Förderschulen, den Netzwerkmo-
deratorinnen und Netzwerkmoderatoren, lokalen Netz-
werkleiterinnen und Netzwerkleitern sowie beauftragten 
Lehrkräften für die Koordination der sonderpädagogi-
schen Förder- und Beratungsstellen. Themenbezogen 
können weitere Teilnehmende eingeladen werden.

 Jedes staatliche Schulamt zieht für das regionale Netz-
werkgremium eine Lehrkraft als Netzwerkmoderatorin 

oder Netzwerkmoderator hinzu. Zur Wahrnehmung die-
ser Aufgabe werden der Lehrkraft Anrechnungsstunden 
gewährt.

2.3 Lokale Netzwerke Grund- und Förderschulen

 In jedem staatlichen Schulamt werden für alle Grund- 
und Förderschulen lokale Netzwerke gebildet. Lokale 
Netzwerke setzen sich in der Regel aus zehn bis fünfzehn 
Schulleiterinnen und Schulleiter sowie Primarstufenlei-
terinnen und Primarstufenleiter von Schulzentren. Jedes 
lokale Netzwerk bestimmt eine Schulleiterin oder einen 
Schulleiter aus seiner Mitte als Netzwerkleiterin oder 
Netzwerkleiter. Entscheidungen werden durch Mehr-
heitsbeschluss hergestellt. Für die Wahrnehmung der 
Netzwerkleitung werden Anrechnungsstunden gewährt. 
Die regional zuständige Schulrätin bzw. der Schulrat 
nimmt an den Beratungen der lokalen Netzwerke teil. 
Die Lehrkraft für die Koordination der sonderpädago-
gischen Förder- und Beratungsstelle sowie die für die 
Region zuständige Mitarbeiterin bzw. der zuständige 
Mitarbeiter der schulpsychologischen Beratung können 
auf Veranlassung der unteren Schulbehörde einbezogen 
werden.

2.4 Verbindung von Dienstberatungen mit Beratungen loka-
ler Netzwerke

 Dienstberatungen der unteren Schulbehörde mit den 
Schulleitungen werden organisatorisch mit lokalen Netz-
werktreffen verbunden. Die Leitung obliegt der regional 
zuständigen Schulrätin bzw. dem regional zuständigen 
Schulrat. Der zeitliche Umfang der Dienstberatung soll 
in diesen Fällen höchstens ein Drittel des zeitlichen Um-
fangs der geplanten Tagesordnung umfassen.

2.5 Gesamtdarstellung

 Die Struktur des Netzwerkes Grund- und Förderschulen 
im Land Brandenburg wird in dem als Anlage beigefüg-
ten Organigramm dargestellt.

3 Arbeitsweise und Aufgaben

3.1 Festlegung von Arbeitsschwerpunkten

3.1.1 Ausgehend von aktuellen Schwerpunkten der landes-
weiten Bildungspolitik können alle lokalen Netzwerke 
Grund- und Förderschulen über ihr Netzwerkgremium 
Vorschläge für einen bildungspolitischen Schwerpunkt 
mit einem landesweit einheitlichen Entwicklungsvorha-
ben einbringen.

3.1.2   Im letzten Fachplenum im Schuljahr wird jährlich durch 
Mehrheitsbeschluss der Anwesenden ein bildungspoliti-
scher Schwerpunkt mit einem landesweit einheitlichen 
Entwicklungsvorhaben ausgewählt, mit einem Eplaus-
Bogen (BPS/Eplaus) unterlegt und für alle Grund- und 
Förderschulen verbindlich festgelegt. 
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3.1.3 In den Plenen Grund- und Förderschulen und den Fach-
plenen erfolgt die strategische und inhaltliche Planung, 
die Abstimmung und das Controlling der Umsetzung des 
ausgewählten bildungspolitischen Arbeitsschwerpunk-
tes. Fachplenen werten jährlich die Controlling-Ergeb-
nisse des Vorjahres aus und treffen Ableitungen für das 
laufende Schuljahr. 

3.2 Regionale Netzwerkgremien 

3.2.1 Regionale Netzwerkgremien koordinieren die lokale Netz-
werkarbeit. Sie regen Schulentwicklungsprozesse an und 
ermöglichen themenbezogene Kooperationsbeziehungen 
von Schulen in der Region. In den Netzwerkgremien 
werden Handlungsbedarfe aus den lokalen Netzwerken 
regional bearbeitet und ggf. gegenüber dem für Schule 
zuständigen Ministerium angezeigt. Die Entwicklung von 
Expertentum zu besonderen schulfachlichen Themen soll 
durch die regionalen Netzwerkgremien in den Regionen 
organisiert werden.

3.2.2 Das regionale Netzwerkgremium entwickelt  im Rahmen 
des Beschlusses des Fachplenums sowie unter Berück-
sichtigung von Vorschlägen aus den lokalen Netzwer-
ken Entwicklungsvorhaben für den bildungspolitischen 
Schwerpunkt (BPS/Eplaus) für das folgende Schuljahr. 
Ergänzend können weitere Entwicklungsvorhaben ge-
plant und umgesetzt werden.

3.2.3 Das regionale Netzwerkgremium sichert insbesondere 
den Umsetzungsprozess des BPS/Eplaus in den lokalen 
Netzwerken durch kontinuierliche Analyse des Standes 
und konkrete Ableitung/Festlegung von Maßnahmen und 
Verantwortlichkeiten.

3.2.4	 Die	Beratungen	der	regionalen	Netzwerkgremien	finden	
i. d. R. fünfmal pro Schuljahr statt; drei eintägige und 
eine zweitägige, mit einem zeitlichen Umfang von je-
weils mindestens sechs Zeitstunden.

3.3 Lokale Netzwerke Grund- und Förderschulen

3.3.1 In den lokalen Netzwerktreffen erörtern die Schulleite-
rinnen und Schulleiter gemeinsam mit der unteren Schul-
behörde Steuerungsmöglichkeiten zur Umsetzung des 
landesweit abgestimmten BPS/Eplaus in die Schulpraxis. 
Sie treffen verbindliche Festlegungen insbesondere für 
die schulübergreifende Zusammenarbeit innerhalb der 
Netzwerke. Die lokalen Netzwerktreffen dienen zugleich 
dem Erfahrungsaustausch sowie der Fortbildung.

3.3.2 Das lokale Netzwerk sichert insbesondere den Umset-
zungsprozess des BPS/Eplaus durch kontinuierliche 
Analyse des Standes und konkrete Ableitung/Festlegung 
von Maßnahmen und Verantwortlichkeiten. Ergänzend 
können weitere Entwicklungsvorhaben geplant und um-
gesetzt werden.

3.3.3	 Die	 Beratungen	 der	 lokalen	 Netzwerke	 finden	 i.	 d.	 R.	
fünfmal pro Schuljahr statt; drei eintägige und eine zwei-
tägige, mit einem zeitlichen Umfang von jeweils mindes-

tens sechs Zeitstunden. Die Teilnahme der Schulleiterin-
nen	 und	 Schulleiter	 ist	 verpflichtend.	 Schulleiterinnen	
und Schulleiter aus Schulen in freier Trägerschaft können 
an den Beratungen teilnehmen.

3.4 Die Netzwerkleiterin oder der Netzwerkleiter

- koordiniert und moderiert die lokale Netzwerkarbeit 
einschließlich der Dokumentation/ Protokollierung; 

- kommuniziert die Ergebnisse gegenüber dem Netz-
werkgremium;

- erörtert lokale und regionale Controlling-Ergebnisse 
und leitet Vorschläge für Handlungs- und Unterstüt-
zungsbedarfe ab.

3.5 Jede Schulleiterin und jeder Schulleiter ist in ihrer oder 
seiner Schule verantwortlich für die Umsetzung des BPS/
Eplaus unter Beteiligung der schulischen Akteure.

4 Controlling

4.1 Als Controlling-Instrument der Arbeit des Netzwerkes 
Grund- und Förderschulen wird von allen Beteiligten 
die Plattform ZENSOS benutzt. Controlling unterstützt 
die untere Schulbehörde sowie die Schulleiterinnen und 
Schulleiter durch den Qualitätskreislauf aus Planung 
und Kontrolle bei der Umsetzung des bildungspoliti-
schen Schwerpunktes mit dem landesweit abgestimmten 
Entwicklungsvorhaben (BPS/Eplaus) und ggf. weiterer 
Entwicklungsvorhaben. Es spiegelt auf Grundlage von 
Selbstauskünften der Schulleitung die Zielerreichung 
von Entwicklungsvorhaben anhand quantitativer und 
qualitativer Kriterien auf den Ebenen der Schule, der lo-
kalen Netzwerke, der regionalen Netzwerkgremien und 
der landesweiten Steuerung wieder.

4.2 Das Controlling in ZENSOS ist gegliedert nach dem 
bildungspolitischen Schwerpunkt mit dem landesweit 
abgestimmten Entwicklungsvorhaben (BPS/Eplaus) und  
weiteren Entwicklungsvorhaben. Zu den weiteren Ent-
wicklungsvorhaben zählen zusätzliche im regionalen 
Netzwerkgremium, im lokalen Netzwerk oder in der 
Schule abgestimmte Entwicklungsvorhaben zur Umset-
zung bildungspolitischer Schwerpunkte. 

4.3 Die Schulleiterin oder der Schulleiter nimmt die Ein-
gabe der Angaben zum Controlling der Entwicklungs-
vorhaben in ZENSOS vor. Die erste Eingabephase bis 
zu den Herbstferien eines jeden Schuljahres bestätigt 
den BPS/Eplaus und ggf. weitere Entwicklungsvorha-
ben. Die zweite Eingabephase für die Zielerreichung 
erfolgt spätestens bis zu Beginn der Sommerferien für 
das zurückliegende Schuljahr für den bildungspolitischen 
Schwerpunkt mit dem landesweit abgestimmten Ent-
wicklungsvorhaben (BPS/Eplaus) nach Indikatoren und 
ggf. für weitere Entwicklungsvorhaben.

4.4 Die Ergebnisse des Controllings werden lokal, regional 
und landesweit quantitativ und qualitativ ausgewertet. 
Die Auswertung der Zielerreichung soll zu Ableitungen 
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von bildungspolitischen und  weiteren Arbeitsschwerpunk-
ten führen.

4.5 Im Anschluss an die zweite Eingabephase erfolgt die 
Auswertung des Controllings automatisch über ZEN-
SOS. Alle Akteure im Netzwerk erhalten eine landeswei-
te Zusammenfassung der Controlling-Ergebnisse. Ein-
sicht in die Controlling-Ergebnisse erhalten außerdem

- die Netzwerkleiterinnen und Netzwerkleiter für das 
zugehörige lokale Netzwerk, 

- die Schulrätinnen und Schulräte für das zugehörige 
staatliche Schulamt und

- das für Schule zuständige Ministerium landesweit.

5 Dokumentation

5.1 Alle Dienstberatungen im Rahmen des Netzwerkes 
Grund- und Förderschulen werden protokolliert. Die Pro-
tokolle der beiden Fachplenen, der regionalen Netzwerk-

gremien und der lokalen Netzwerke werden in ZENSOS 
dokumentiert.

5.2 Alle Mitglieder der lokalen Netzwerke und des regiona-
len Netzwerkgremiums können alle Protokolle der loka-
len Netzwerke und des regionalen Netzwerkgremiums im 
zugehörigen staatlichen Schulamt sowie die Protokolle 
der beiden Fachplenen einsehen. Das für Schule zuständi-
ge Ministerium hat Zugriff auf alle Protokolle der lokalen 
Netzwerke sowie der regionalen Netzwerkgremien.

6 Inkrafttreten und Außerkrafttreten

 Dieses Rundschreiben tritt mit Wirkung vom 1. August 
2018 in Kraft und am 31. Juli 2023 außer Kraft.

Anlagen

1 Organigramm Netzwerk Grund- und Förderschulen

Organigramm Netzwerk Grund- und Förderschulen im Land Brandenburg (Anlage)

           Stand: 12.07.2018 

StSchA
 Brandenburg 

StSchA
Neuruppin

StSchA
Cottbus

StSchA
Frankfurt (O) 

Plenum der Schulaufsicht Grund- und Förderschulen: 
MBJS  
alle Schulrätinnen und Schulräte Grund- und Förderschulen 

Fachplenum 1:  MBJS 
alle Schulrätinnen und Schulräte Grund- und Förderschulen  
alle Netzwerkmoderatorinnen und Netzwerkmoderatoren

Fachplenum 2:  MBJS 
alle Schulrätinnen und Schulräte Grund- und Förderschulen 
alle Netzwerkmoderatorinnen und Netzwerkmoderatoren
alle Netzwerkleiterinnen und Netzwerkleiter 

                       

Lokales Netzwerk: regional zuständige Schulrätin/ zuständiger Schulrat
ca. 10-15 Schulleiterinnen/ Schulleiter und Primarstufenleiterinnen/ Primarstufen-
leiter
Netzwerkmoderatorin oder Netzwerkmoderator

Regionales Netzwerkgremium:
Schulrätinnen und Schulräte Grund- und Förderschulen 
Netzwerkmoderatorin oder Netzwerkmoderator
Netzwerkleiterinnen und Netzwerkleiter
Lehrkraft für die Koordination der sonderpädagogischen Förder- und   
Beratungsstelle

Lokale Ebene 

Zentrale Ebene 

Regionale Ebene 
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4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Voraussetzung für die Förderung von Kursen gemäß Num-
mer 2.1 ist der Nachweis der fachlich einschlägigen Qua-
lifikation	der	Kursleitungen.	Das	Lehrwerk	und	die	Lek-
tionen, auf deren Grundlage der Alphabetisierungskurs 
durchgeführt wird, sind bei Antragstellung zu benennen. 
Die Veranstaltungsplanung ist darzulegen. Kursteilneh-
merinnen und -teilnehmer sind Flüchtlinge, die das 16. Le-
bensjahr vollendet haben und die im Land Brandenburg 
leben.

 Die Kurse bereiten auf die Teilnahme an umfangreiche-
ren Sprachkursen, insbesondere an Integrationskursen, 
vor.

4.2 Voraussetzung für die Förderung von Kursen gemäß 
Nummer 2.2 ist die Vorlage eines Konzepts, der Veran-
staltungsplanung und der Nachweis der fachlich einschlä-
gigen	 Qualifikation	 der	 Kursleitungen.	 In	 den	 Kursen	
sollen sich Personen mit als auch ohne Fluchterfahrung 
begegnen, die das 16. Lebensjahr vollendet haben und die 
im Land Brandenburg leben. Jeder Kurs beinhaltet eine 
gemeinsame Teilnahme beider Zielgruppen, mindestens 
ein Drittel der Teilnehmenden sollen Flüchtlinge sein.

 Die Kurse gemäß Nummer 2.2 behandeln insbesondere 
die folgenden Bereiche:

-	 interkulturelles	Wissen	wie	 landesspezifisches	Wis-
sen,	 kulturspezifisches	 Wissen	 (im	 Vergleich	 zwi-
schen dem Land Brandenburg und insbesondere den 
Herkunftsländern der Flüchtlinge)

- interkulturelle Fähigkeiten wie Selbst- und Fremd-
reflexion	in	Bezug	auf	Interkulturalität,	Empathiefä-
higkeit, Akzeptanz unvertrauter Denk- und Verhal-
tensweisen

- interkulturelle Handlungskompetenzen wie Kommu-
nikation, Strategien zum Umgang mit Kulturschock 
und	Konfliktbewältigung.

4.3 Voraussetzung für die Förderung von Maßnahmen ge-
mäß Nummer 2.3 ist die Vorlage eines Konzepts, der 
Veranstaltungsplanung und der Nachweis der fachlich 
einschlägigen	Qualifikation	der	Kursleitungen.	Die	Wei-
terbildungsveranstaltungen richten sich an Menschen, 
die im Land Brandenburg ehrenamtlich tätig sind oder 
tätig werden wollen.

 Die Fortbildungen behandeln insbesondere die folgenden 
Themen:

- Grundlagen der Bildungsarbeit mit Flüchtlingen
- fachliche, didaktische und methodische Grundlagen 

der Alphabetisierung und Sprachvermittlung
- Moderation von Lerngruppen
- Einführung in Lehr- und Lernmaterialien
- interkulturelle Kompetenz in Bildungsprozessen

4.4 Voraussetzung für die Förderung von Weiterbildungsver-
anstaltungen gemäß Nummer 2.4 ist die Vorlage eines 

Richtlinie des Ministeriums für Bildung, 
Jugend und Sport über die Förderung von 

Weiterbildungsveranstaltungen zur Unterstützung 
der sprachlichen und gesellschaftlichen Integration 

von Flüchtlingen

Vom 19. August 2018
Gz.: 26.3-60039

1. Zuwendungszweck und Rechtsgrundlagen

 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und 
des § 44 der Landeshaushaltsordnung (LHO) sowie der 
Verwaltungsvorschriften zu § 44 der LHO (VV/VG-
LHO) Zuwendungen zur Förderung von Weiterbildungs-
veranstaltungen zur Unterstützung der sprachlichen und 
gesellschaftlichen Integration von Flüchtlingen.

 Auf die Förderung besteht kein Rechtsanspruch. Über 
die	Förderung	wird	nach	pflichtgemäßem	Ermessen	 im	
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel entschieden.

2. Gegenstand der Förderung

 Gefördert werden:

2.1 Einführende Kurse zum Erlernen der deutschen Sprache 
mit dem Ziel der Alphabetisierung in der Zweitsprache 
Deutsch.

2.2 Einführende Kurse zum Erwerb interkultureller Kompe-
tenzen.

2.3 Weiterbildungsveranstaltungen für Ehrenamtliche, die 
Alphabetisierungs- und Sprachangebote für Flüchtlinge 
durchführen.

2.4 Weiterbildungsveranstaltungen für haupt-, neben- und 
ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Wei-
terbildung zu Fragen der Integration und Zusammenar-
beit bei der Durchführung von Alphabetisierungs- und 
Sprachkursen.

 Maßnahmen nach Nummer 2.1 bis Nummer 2.4 sind in-
nerhalb eines Haushaltsjahres durchzuführen.

3. Zuwendungsempfänger

3.1 Zuwendungsempfänger für Maßnahmen gemäß Num-
mer 2.1 bis Nummer 2.4 sind Landkreise, kreisfreie 
Städte sowie Einrichtungen der Weiterbildung und Lan-
desorganisationen der Weiterbildung, die nach dem Bran-
denburgischen Weiterbildungsgesetz anerkannt sind.

3.2 Die Weiterleitung der Mittel an Mitgliedsorganisationen 
mit Sitz im Land Brandenburg durch Landesorganisatio-
nen, die nach dem Brandenburgischen Weiterbildungsge-
setz anerkannt sind, ist für einzelne Vorhaben auf Antrag 
möglich.
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tragsverfahren gesondert auszuweisen. Werden weniger 
als 16 Unterrichtsstunden durchgeführt, reduziert sich 
die Förderung entsprechend. Veranstaltungen mit weni-
ger als acht Unterrichtsstunden werden nicht gefördert. 
Die Teilnehmerzahl beträgt mindestens sechs Personen. 
Der Nachweis über die durchgeführten Stunden wird 
durch die Vorlage der Teilnehmerlisten erbracht.

5.4.4 Die Höhe der Zuwendung für Maßnahmen gemäß Num-
mer 2.4 beträgt pro Veranstaltungstag bei 8 Unterrichts-
stunden à 45 Minuten 675 Euro. Je Maßnahme werden 
höchstens 40 Unterrichtsstunden gefördert. Über den Fest-
betrag hinaus können Reisekosten für Referenten beantragt 
werden. Diese Kosten sind im Antragsverfahren gesondert 
auszuweisen. Die Mindestteilnehmerzahl je Veranstaltung 
beträgt 10. Der Nachweis über die durchgeführten Stun-
den wird durch die Vorlage der Teilnehmerlisten erbracht.

5.5 In den Festbeträgen gemäß 5.4 sind die Ausgaben für Ho-
norare, Verwaltung, Miete und Lehr- und Lernmittel pau-
schal enthalten. Die Ausgaben für die Verwaltung dürfen 
8 % der Ausgaben für Honorare nicht überschreiten.

6. Verfahren

6.1 Anträge auf Projektförderung sind beim Ministerium für 
Bildung, Jugend und Sport spätestens vier Wochen vor 
Beginn der Maßnahme unter Verwendung der Antrags-
formulare (veröffentlicht unter https://mbjs.brandenburg.
de/media_fast/6288/zuwendungsantrag20161213.doc) 
zu stellen. 

6.2 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung 
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche 
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rück-
forderung der gewährten Zuwendung gelten die Verwal-
tungsvorschriften zu § 44 LHO. Für die Weiterleitung 
von Mitteln gemäß Nummer 3 gelten die Bestimmungen 
zu § 44 Nummer 12 LHO.

6.3 Zuwendungen zur Projektförderung dürfen nur für sol-
che Maßnahmen bewilligt werden, die noch nicht be-
gonnen haben (Nummer 1.3 VV zu § 44 Absatz 1 LHO). 
Vorbereitungen (z. B. Werbung und Teilnehmerakquise) 
gelten nicht als Maßnahmebeginn. 

6.4 Der Verwendungsnachweis, sofern im Zuwendungsbe-
scheid nicht anders festgelegt, besteht aus einem Sach-
bericht, einem zahlenmäßigen Nachweis und einem 
Nachweis über die Anzahl der durchgeführten Unterrichts-
stunden und den Original-Teilnehmerlisten. Für Projekt-
förderungen gelten die Bestimmungen der Nummern 10 
und 11 der VV zu § 44 LHO und in den ANBest-P Num-
mer 6 und 7 bzw. ANBest-G Nummer 7 und 8. 

6.5 Die Veranstaltungen gemäß Nummer 2.1 bis Num-
mer 2.4 sind öffentlich zugänglich zu machen und zu 
bewerben. Nachweise für die Bewerbung der Kurse und 
Veranstaltungen sind mit der ersten Mittelanforderung 
einzureichen.

Konzeptes, der Veranstaltungsplanung und der Nachweis 
der	fachlich	einschlägigen	Qualifikation	der	Kursleitun-
gen. Die Weiterbildungen richten sich an Menschen, die 
im Land Brandenburg leben oder arbeiten.

 Gefördert werden insbesondere Weiterbildungsveranstal-
tungen zu Themen

- der Integration von Flüchtlingen durch Alphabetisie-
rung, Sprach- und Kompetenzerwerb

- der Zusammenarbeit zwischen Haupt-, Neben- und 
Ehrenamtlichen

- der interkulturellen Kompetenz

4.5	 Die	fachliche	Qualifikation	der	Kursleitungen	wird	ins-
besondere durch einschlägige Hochschul- und Berufsab-
schlüsse, einschlägige Fortbildungen sowie einschlägige 
Lehrerfahrung dargelegt. Dabei ist sowohl die pädagogi-
sche	als	auch	 jeweilige	 fachliche	Qualifikation	nachzu-
weisen.

4.6 Die Teilnahme an Maßnahmen gemäß Nummer 2.1 bis 
2.4 ist kostenfrei anzubieten. Die Lernmittel sind den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern kostenfrei zur Verfü-
gung zu stellen.

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung

5.1 Zuwendungsart: Projektförderung

5.2	 	Finanzierungsart:	 Festbetragsfinanzierung

5.3 Form der Zuwendung: Zuschuss/Zuweisung

5.4 Höhe der Zuwendung, Bemessungsgrundlage:

5.4.1 Die Höhe der Zuwendung für Maßnahmen gemäß Num-
mer 2.1 beträgt bei einem Umfang von 100 Unterrichts-
stunden à 45 Minuten 4.000 Euro (Höchstumfang). Wer-
den weniger als 100 Unterrichtsstunden durchgeführt, 
reduziert sich die Förderung entsprechend. Die Teilneh-
merzahl je Kurs und Unterrichtsstunde beträgt mindes-
tens fünf Personen. Der Nachweis über die durchgeführ-
ten Stunden wird durch die Vorlage der Teilnehmerlisten 
erbracht.

5.4.2 Die Höhe der Zuwendung für eine Maßnahme gemäß 
Nummer 2.2 beträgt bei einem Umfang von 30 Unter-
richtsstunden à 45 Minuten 1.275 Euro (Höchstumfang).

 Werden weniger als 30 Unterrichtsstunden durchgeführt, 
reduziert sich die Förderung entsprechend. Veranstaltun-
gen mit weniger als 10 Unterrichtsstunden werden nicht 
gefördert. Die Teilnehmerzahl beträgt mindestens 10 Per-
sonen. Der Nachweis über die durchgeführten Stunden 
wird durch die Vorlage der Teilnehmerlisten erbracht.

5.4.3 Die Höhe der Zuwendung für eine Maßnahme gemäß 
Nummer 2.3 beträgt bei einem Umfang von 16 Unter-
richtsstunden à 45 Minuten 1.350 Euro (Höchstumfang). 
Über den Festbetrag hinaus können Reisekosten für Re-
ferenten beantragt werden. Diese Kosten sind im An-



 Amtsblatt des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport – Nr. 22 vom 4. September 2018 287

7. Inkrafttreten und Außerkrafttreten

 Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. August 2018 in 
Kraft und am 31. Dezember 2019 außer Kraft.

Potsdam, den 19. August 2018

Die Ministerin für Bildung, Jugend und Sport
des Landes Brandenburg

Britta Ernst
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